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Gesetzgebung.
Senat, zo. May.,

Fortsetzung.

Die Commißion über den die Zölle des C. Luzern
aufhebenden Beschlusses wird erkannt. -

C r a uer will nun morgen von ihr berichten las-

sen, indem Abgeordnete des Cantons auf Kosten

ihrer Gemeinden hier sind.

Lüthard. Man gebe der Commißion Zeit zu

nutersuchen. — Warum kommen die Deputieren in
Person hicher?

Genhard. Der Beschluß muß nothwendig an-

genommen werden, denn der Landmann muß dem

Städter gleich gehalten werden. Bisdahin haben Pe-
titionen ohne Deputirte nichts geholfen, darum muß-

ten diese selbst erscheinen. — Er verlangt nun auch die

Ehre der Sitzung für dir Abgeordneten Präsidenten
verschiedener Munizipalitäten, die er als sehr rechtschaffene

Männer und gute Patrioten rühmt. Die Ehre der

Sitzung wird ertheilt.
L a sicchcre. Das Finanzministerium kann jeden

Angenblik die nöthigen Aufschlüsse geben, und die

Commißion also morgen berichten.
U st e r i. Genhard sagt : der Beschluß muß noth-

wendig angenommen werden, dann der. Städter darf,
nicht mehr zahlen, als der Landmann; mit gleichem

Recht ließe sich umgekehrt sagen: der Beschluß muß

geworfen werden, dann dw Städter sollen zahlen was
der Landmann zahlt; in der That, wenn die Bürger
der Stadt Luzern bisher als Privilegirle keine Zölle

zahlten, so folgt aus der Aufhebung dieses Vorrechtes
keineswegs, daß dieZölle aufgehoben seyn sollen sondern

nur daß Stadt und Land gleich zahlen müssen. Indeß
kenne ich die Sache nicht — und sie muß um so

mehr untersucht werden da leider der grosse Rath,
durch die Gegenwart der Abgeordneten, die Sache
nicht hat durch eine Commißion untersuchen lassen,

sondern seinen Beschluß auf der Stelle gefaßt hat-

Ich kann bey dieser Gelegenheit nicht bergen, daß

mir die Taktik verschiedener Distrikte des Cantons Lu-

zern sehr mißfällt, die, so oft sie etwas begehren, i

Abgeordnete an die Räthe senden, deren Zudringlichkeit
miterstüzt von ein paar Luzernerschen Repräsentanten in

jedem. Rathe altes mit Ungestüm ununtersucht durch-

setzen will. Ich verlange, daß der Commißion drey

Tage für die Berichterstattung angeräumt werden.

K u b.I i will bis morgen berichten lassen.

Cran er kann nicht begreifen, warum man just
drey Tage will. — Man wird es doch Bittstellern
nicht übel nehmen, die sich in den Schvoß der Gcsez-

gebnng, voll Zutrauen begeben.

Meyer v. Arb. glaubt, alle Zölle aus einem Can-
ton in dem andern, seyen längst aufgehoben.

M oser muß sich recht verwundern, daß man si>

lange discutirt über eine so klare Sache; er will bis

morgen berichten lassen.

Bay. Es schmerzt mich zu hören, dqß der gr.
Rath durch die Gegenwart der Deputirlen, sich zu

einem so übereilten Schritt bewegen ließ. Er stimmt
für ; Tage, so jedoch daß die Commißion allenfalls
auch früher berichten mag.

Dieser Antrag wird angenommen und in die Com-

mission ernannt: M e y e r von Arau, Cart und

Genhard.
Der Beschluß wird verlesen und angenommen, der

dem Bürger Glaire, Mitglied des Vollziehungs-
ausfchnsses einen Urlaub bewilligt, um sich in die Graft
schast Neuenburg zu begeben, und sich dort so lange
aufzuhalten, als seine Gesundheit den Gebrauch der

Bäder in La Bevine erfodern wird.

S e n a t, zi. M a y.
Präsident: M i tt el h o l z e r.

Der Präsident zeigt an, daß der neue bevollmäch-

tigte Minister Sr. katholische» Majestät ihm zu Han-
den des Senats einen Besuch abgestattet.

Cramer erhält das Wortftir eine Ordmmgsmo»
tion und trägt in Erwägung der obwaitendcn Preßii-
cenz darauf an: der Senat soll den grossen Rath ein-

laden ein Gesttz gegen die Preßvergchen mit Be-
schlennignng zu entwerfen.

Bodmer. Wir hatten ans mister Mitte
Männer zu einer Conferenz mit dem Vvllz. Ausschuß

und dem fränkischen Minister abgeordnet; sie haben

uns berichtet: man sollte sich vereinen. — Auch von
der Vertagung war die Rede— es möchte mithin
gut seyn, wenn wir uns über solche Gegenstände in
mifern unbeschäftigten Stunden freundschaftlich unter-

hielten.

Muret findet Cräners Antrag sehr gut, indem
der grosse Unfug getrieben und die öffentlichen Gcwal-
ten ungestraft verläumdet werden; er ist auch erstaunt,
daß der^ Mollz.st.Ausschuß nichts dagegen gethan hat;
aber wir können den grossen Äalh nicht einladen —
Crauers Wunsch wird ihm zu Ohren kommen und



hoffentlich nicht ohne Wirkung seyn. Er verlangt
darum Tagesordnung über die vorgeschlagene Einla-
dnng. Er wünscht keine Beschränkimg der Preßsrcy-

heft, aber ein Gesetz, das die Responsabilité der

Schriftsteller organistre.

Crauer will auch nichts anders; aber wie kann

Murrt Tagesordnung über einen so wichtigen Gegen-
stand fodern't Wir haben dengrossen Rath zu weni-

grr wichtigen Sachen schon öfters eingeladen. Ta-
gesordnnng würde Gleichgültigkeit des Senats über die

mordbrenncrischen Schriften, die allenthalben ausge-
streut werten, bezeugen. Er beharrt auf seinem Amrag.

Die Tagesordnung wird verworfen und Crauers

Antrag angenommen.

Am iten und 2tcn Juni waren keine Sitzungen in
beyden Räthen.

Senat/ z. Iu n i.
Präsident: M i t t e l h o lz er.

Mittel holz er im Namen der Constitutions-

eommißion legt« einen neuen Bericht über die Organi-
sation der vollziehenden Gewalt vor/ der für z Tage

auf den Canzlcytifch gelegt wird.
Der Beschluß wird verlesen, der das Gesetz v. 2z.

Weinm. 179? vervollständigt, welches Strafen gegen

diejenigen ftstfezt, die sich der Scheinverträge bedie-

ncn würden, uni sich der Einrrgistriermigsgcbnhr zu

entziehen. Er wird einer Commission übergeben, die

ans den B. Falk, Obmann und Keffclring
besteht.

Der grosse Rath übersendet die revidirtc üud voll-
ständige Abfassung des Gesetzes über die Friedensrichter.
Sie wird einer Eommißion zugewiesen, die ans den

B, Ban, Usteri, Kubli, Kü'nzli und Cag-
l'iont besteht.

Meyer v. Ar b. im Namen einer Commission

legt folgenden Bericht vor :

Sie haben, B- Senatoren, Ihrer Commission

aufgetragen den Beschluß des gr. Raths vom 28.

May, der den Fleischverkauf in der ganzen Republik
der Lösung der Patenten unterwirft, zu untersuchen ;

selbe entladet sich ihrer Psiicht durch gegenwärtige
Bcrichtschsiattnug.

Die Commission fühlt sich ganz durchdrungen von
der Wahrheit des erstem Erwägungsgrunds der Re-
solntwn — »»daß nemlich zu Handhabung der gntcn

Ordnung, zur Erhaltung und Licherstelkmg der Ge-

sundheit und des Lebens, es nnnmgänglich nothwendig
sey, dass der Flcischverkauf einer genauen und strengen

Polizcyanfsicht nnterworftn werde"; findet aber dage-

gen auch den 2ten und zte» Erwägnngsgnuid —
„daß nemlich die Aufsicht über den Fleifchverkanf sehr

dadurch erleichtert werde, wenn die so sich mit diesem«

Gewerbe abgebe» wollen, angehalten werden Patente'
zu lösen"; ferner „daß diese als Personen, die Ord-
nnng lieben, gerne das ihrige zum Nutzen des Allge-
meinen beytragen werden", eben so wenig als die'
Schlussfolge im Beschluß selbst— „dass nlle, die'
Fleisch verkaufen wollen, Patente lösen sollen

weder richtig noch anwendbar; dann

1. Kann sich Eure Commission durchaus nicht über-

zeugen,' daß die Lösung der Patente den Endzweck

erreiche, daß dadurch dem Verkauf ungesunden Flei-
sches vorgcbogen werden könne, maßen ja jene, die'
diesen Gewerb treiben, durch die Losung der Patente
gleichsam privilegiert werden, diesen Gewerb nach

ihrem Gutsinden fortzutreiben. Weil
2. Der aufgestellte Grundsatz, daß dergleichen Ver-

käuffer dadurch der Polizey bekannt werden, zwape

richtig, aber keineswegs hinreichend ist, allen Miss-'
brauch und Gefährlichkeiten vorzukommen, da die'
Resolution nicht die mindeste Vorschrift enthaltet, we-'
der was die Polizey für Maßregeln nehmen, noch wie-
die Fehlerhaften gestraft werden sollen. Ferner

;. Glaubt die Commission der aufgestellte Grundsatz'
der Verbindlichkeit Patente für den Flcischvcrkauf zni
lösen, siy zu Erziclnng guter Polizey nicht anwendbar'
und noch schwerer auszuführen, weil ein grosser Theil i

der Bürger von langem her dieses Privilegium schon'

erkaust und besonders die Metzger in Hauptstädten auf'
ihre Fleischbänke grosse Capitalien verwendet haben,«
diese also sich nicht änderst als mit dem äusserste»!

Unwillen zu Lösung neuer Patente verstehen würden,«
so daß dir Ausführung vielleicht gar gewaltsame Maß--
regeln erfordern könnte, welà's natürlicher Dingen',
das Mißvergnügen auf den höchsten Gipfel bring«! -

müßte.
Erlaubet Bürger Senatoren, der Commission nö'chb

einige allgemeine Bemerkungen über die anscheinende'

Aufstellung des Grundfazeö, alle Gewerbe nach und>

nach unter Patentlösung z» sezcn.

Viele ans Euch wissen, wie in den ehemaligen M- «

terthanen - Landen, unter den alten Regiednngen, eben'

die Aufstellung der Patente unsägliches' Murre» und'
Unzufriedenheit erzeuget/ und daß dieses eine der Haupt-«



klagen des Volks war, das sich dadurch dcr Willkür

inner Odern, die sich alle Augenblike ihres Wohlge«

fallens dadurch Quellen dcr Einkünfte von den Land-

rind Obervögten erschufst», ganz bloß gegeben/ und in
den Sclavensiand herunlergestzt glaubte.

Und nun bey der neuen Ordnung der Dinge der-

lev (wann schon an sich selbst nicht große, doch der

Freyheit zu nahe trcttende Finanz - Hülftqnellcn,
.unter dem Vorwand damit die Gewerbe einer guten

Polizey unterzuordnen Abgaben einführen zu wolle» ;
'

was würde dieß für gefährliche Folgen haben '/ Wür-
den nicht die Einten unserer Mitbürger, die unter der

.alten Ordnung der Dinge sich dadurch als unter das

Joch gebracht hielten, sowohl, als die andern, die

von dergleichen gehäßizen Abgaben nichts wußten, alle

gleich gegen die Regierung unzufrieden, und auf die

höchste Stufe des Mißvergnügens gebracht werden. —
Fragt nur nach, Bürger Senatoren, was für Sen-

fatron die Aufstellung der Palente von Wirths-und
Schenkhäufern bey den alten Wirthen und zum Theil
.auch bey den neuen hervorgebracht, und dann cnt-

scheidet, ob man weiter fortfahren solle, dergleichen

Aussagen zu fanktionircn.
(Die Fortsetzung folgt).

Etwas über Knhns Schrift.
(Aus einem Briefe.)

— Das E i nhe i tssn st em gewinnt allerdings

sehr unter des Verf. Hand, nicht so fast durch die

positiven Gründe, die er zu Gunsten desselben anbringt,
als durch die negativen Beweise, die er fol umständlich

auseinander fetzet. Freylich verliert ein Theil dieser

Gründe auch wieder viel von stimm Gewicht, so bald

man bemerkt, daß der Vf. sie aus einem ganz fal-

sehen Vordersatze herleitet. Ich habe Ihnen schon

lezthin gemeldet, wie sehr mich seine gehässige Emthei-
lung dcr Föderalisten Hclvctiens i» Oligarch?» und

Demagogen'— ihrer Unwahrheit wegen empöre; und

ich sezte hinzu: ich wette diese Einthcilung werde ihm

zu wichtigen Folgerungen hülfreiche Hand leisten müf-

sen; ich irrte mich nicht. Diese Zerspaltimg des Fö-
dcraliSmuS in Federalism der Privilegien und Füde-

ralism der Demagogie, ist der Achilles, durch den

er beweist, daß das Interesse der an uns grenzenden

Machte sowohl als nnstrc eigene Sicherheit und die

Verbesserung unsers bürgerlichen Zustandes, die Einheit
unbedingt erheischen. Allein dieser Achilles könnte

nur dadurch eine stegende Kraft erhalten, wenn der

Vf. ») die Möglichkeit zeigte, wie bey uns,
guter Dinge, eine auf Vernunft und das wahre In-
tcresse des Volks gegründete Constitution einzuführen
wäre; und 2) die Unmöglichkeit darthäte, ft
einen vermmftmäßigc» Föderalismus auffinde» zu tön-
neu. B. Kühn thut weder das eine noch das andere.
Er spricht uns immer nur von den Vortheilen de«
Einheitssystems, an denen gewiß kein gesunder Kopf
zweifelt und vergißt dabey uns die Möglichkeit darzu-
thun, daß dasselbe für unsre ehmaligcn demokratischen
Camone und für die grosse Mehrzahl unsers Landvolks
gut organistrt werden könne — was mancher redliche
und verständige Mann (und vielleicht B. Kühn selbst)
noch sehr in Zweifel zieht. — Was den Föderalismus
bnrist, da kennt der einsichtsvolle Man» keine andere
Modification feiner zwey abscheulichen Extreme, als
die föderative Form der amerikanischen Staaten, deren
er im Vorbeygehen, als nichts taugend, erwähnt.
Daß diesie Form für uns nichts tauge, gebe ich zu>
daß sie für die Amerikaner nichts tauge, ist historisch
unrichtig; lest man das neuste Werk über Amerika
nach Iedstiah Morste von Picket, rmd man wird
anders urtheilen. Aber daß es nur diese drey födera-
liven Formen gebe, und keine auf unsere Bedürfnisse
passende könne anfgcf udcn werden, ist eine sehr an-
massende Behauptung. Wenn B. Kühn den Ausspruch
lhur, daß die Erfahrungen aller Zeiten und aller
Völker gegen die Ausführbarkeit des Zweckes der

.öffentlichen Selbsterhaltung auf dem Wege eines Föde.
rauvfystems zeugen; so mag man ihn an das Schicksal
der römischen Universal, Monarchie oder aus unsern
neuesten Zeiten an Neapels, Piemonts und Venedigs
traurige Ereignisse erinnern. Einheit nicht und Fö.
deralism nicht, sind Schuld an der Auflösung dcr
Staaten; die Ursache muß in der Hinfälligkeit aller
irdischen Dinge aiifgesncht werden.

Grosser Rath, z.Juni. Beschluß der Dies-
stuhofen dem Canton Thurgau einverleibt. Beschluß
fur bessere Subordination unter dem Militär. Ge-
Heime Sitzung zu Distußion des Gutachtens über Ein-
striking der Sitzungen dcr Räthe und Einthcilung der-
selben in 7 arbeitende Eommißionen.

Senat, z. Juni. Verwcrssung des Beschlusses,
der den Fleischverkauf den Patenten unterwirft.

Beyde Räthe beglückwünschen durch Abordnungen
den Minister Reinhard, über die Wiedereinnahme
Mailands durch die Franken.
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